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Erläuterungen  
zu den Rechten der Aktionäre 
 
Ordentliche Hauptversammlung – als virtuelle Hauptversammlung 
ohne physische Präsenz der Aktionäre – der Gerresheimer AG 
am 9. Juni 2021, 10:00 Uhr MESZ 

 

 

 

Erläuterungen gemäß § 121 Abs. 3 Satz 3 Nr. 3 Aktiengesetz (AktG) zu den Rechten der Aktionäre nach  

§§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 AktG i.V.m. § 1 Abs. 2 COVID-19 Gesetz  

 

 Die Einberufung zur virtuellen Hauptversammlung enthält Angaben zu den Rechten der Aktionäre nach den §§ 122 Abs. 2, 

126 Abs. 1, 127 AktG i.V.m. § 1 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- 

und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie (nachfolgend „COVID-19 Ge-

setz“). Nachfolgende Angaben enthalten weitere Erläuterungen dieser Regelungen. Einige der maßgeblichen Gesetzestexte 

sind am Ende der jeweiligen Hinweise abgedruckt. 

 

 Vor dem Hintergrund der COVID­19­Pandemie hat der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats entschieden, dass die 

ordentliche Hauptversammlung 2021 ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten stattfindet. Die 

Durchführung der diesjährigen Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung führt zu Modifikationen in den Abläu-

fen der Hauptversammlung sowie bei den Rechten der Aktionäre. 

 

I. Ergänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG 

 Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals (entspricht derzeit 1.570.000 Euro 

bzw. 1.570.000 Aktien) oder einen anteiligen Betrag am Grundkapital von 500.000 Euro (entspricht derzeit 500.000 

Aktien) erreichen, können gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt 

und bekanntgemacht werden. Nach den gegenwärtigen Verhältnissen der Gerresheimer AG erfordert das Ergän-

zungsverlangen somit mindestens 500.000 Aktien. Jedem neuen Tagesordnungsgegenstand muss eine Begründung 

oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Außerdem haben die Antragsteller nachzuweisen, dass sie seit mindestens 

90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Ent-

scheidung des Vorstands über den Antrag halten. § 70 AktG ist zu beachten. Für die Nachweise reicht eine entspre-

chende Bestätigung des depotführenden Instituts aus. 

 

 Das Ergänzungsverlangen ist schriftlich oder in elektronischer Form im Sinne des § 126a BGB (d.h. zwingend mit 

einer qualifizierten elektronischen Signatur) an den Vorstand der Gesellschaft unter 

 

 Gerresheimer AG 

 Vorstand 

 Klaus-Bungert-Str. 4 

 40468 Düsseldorf 

 

 zu richten und muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Hauptversammlung zugehen; der Tag des Zu-

gangs und der Tag der Hauptversammlung sind nicht mitzurechnen. Letztmöglicher Zugangstermin ist somit Sonn-

tag, der 9. Mai 2021, 24:00 Uhr MESZ. Später zugegangene Ergänzungsverlangen werden nicht berücksichtigt. 

 

 Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht bereits mit der Einberufung bekannt 

gemacht wurden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen 

Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Information in der 

gesamten Europäischen Union verbreiten. Sie werden außerdem auf der Internetseite www.gerresheimer.com/un-

ternehmen/investor-relations/hauptversammlung bekannt gemacht und nach § 125 Abs. 1 Satz 3 AktG mitgeteilt.  
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Die diesen Aktionärsrechten zugrundeliegenden Regelungen des Aktiengesetzes lauten wie folgt: 

  

§ 122 Abs. 1 und Abs. 2 AktG 

(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil 

des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlan-

gen; das Verlangen ist an den Vorstand zu richten. Die Satzung kann das Recht, die Einberufung der Haupt-

versammlung zu verlangen, an eine andere Form und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundka-

pital knüpfen. Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des 

Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vor-

stands über den Antrag halten. § 121 Abs. 7 ist entsprechend anzuwenden. 

 

(2) In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder 

den anteiligen Betrag von 500.000 Euro erreichen, verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung 

gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Be-

schlussvorlage beiliegen. Das Verlangen im Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, 

bei börsennotierten Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des Zu-

gangs ist nicht mitzurechnen. 

 

 § 121 Abs. 7 AktG 

(7) Bei Fristen und Terminen, die von der Versammlung zurückberechnet werden, ist der Tag der Versammlung 

nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem Sonntag, einem Sonnabend oder einem Feiertag auf einen 

zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden Werktag kommt nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 193 des 

Bürgerlichen Gesetzbuchs sind nicht entsprechend anzuwenden. Bei nichtbörsennotierten Gesellschaften 

kann die Satzung eine andere Berechnung der Frist bestimmen. 

 

 § 70 AktG 

Ist die Ausübung von Rechten aus der Aktie davon abhängig, dass der Aktionär während eines bestimmten 

Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht dem Eigentum ein Anspruch auf Übereignung gegen ein 

Kreditinstitut, Finanzdienstleistungsinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder 

Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätiges Unternehmen gleich. Die Eigentumszeit eines Rechtsvor-

gängers wird dem Aktionär zugerechnet, wenn er die Aktie unentgeltlich, von seinem Treuhänder, als Ge-

samtrechtsnachfolger, bei Auseinandersetzung einer Gemeinschaft oder bei einer Bestandsübertragung 

nach § 13 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Gesetzes über Bausparkassen erworben hat. 

 

 

II. Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären (§§ 126 Abs. 1 und 127 AktG) 

 Aktionäre der Gesellschaft können Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu be-

stimmten Punkten der Tagesordnung stellen (vgl. § 126 Abs. 1 AktG) und Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsrats-

mitgliedern oder von Abschlussprüfern (vgl. § 127 AktG) unterbreiten. Gegenanträge nach § 126 Abs. 1 AktG müs-

sen mit einer Begründung versehen sein. Gegenanträge, Wahlvorschläge und sonstige Anfragen von Aktionären zur 

Hauptversammlung sind ausschließlich zu richten an: 

 

 Gerresheimer AG 

 Investor Relations 

 Klaus-Bungert-Str. 4 

 40468 Düsseldorf 

 Fax:       +49 211 6181-121 

 E-Mail:  gerresheimer.ir@gerresheimer.com 

 

 Gemäß § 126 Abs. 1 AktG sind Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung 

und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung den in § 125 Abs. 1 bis 3 AktG genannten Berechtigten unter 

den dortigen Voraussetzungen sowie über die Internetseite der Gesellschaft zugänglich zu machen, wenn der Akti-

onär mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen Vorschlag 

von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung mit Begründung an die vorste-

hende Adresse übersandt hat. Der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung sind nicht mitzurechnen. 

Letztmöglicher Zugangstermin ist somit Dienstag, der 25. Mai 2021, 24:00 Uhr MESZ. 

 

mailto:gerresheimer.ir@gerresheimer.com
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 Ein Gegenantrag braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn einer der Ausschlusstatbestände gemäß nach-

folgend wiedergegebenem § 126 Abs. 2 AktG vorliegt. Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der 

Beschlussfassung Gegenanträge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen nach § 126 Abs. 3 

AktG zusammenfassen. 

 

§ 126 Abs. 2 und Abs. 3 AktG 

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu werden, 

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde, 

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der Hauptversamm-

lung führen würde, 

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführende Angaben 

oder wenn sie Beleidigungen enthält, 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits zu einer Haupt-

versammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist, 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in den letzten fünf 

Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft nach § 125 zugänglich 

gemacht worden ist und in der Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil des vertrete-

nen Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht teilnehmen und 

sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von ihm mitge-

teilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen. 

Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zei-

chen beträgt.  

 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Gegenanträge, so kann der 

Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen zusammenfassen. 

 

Wahlvorschläge von Aktionären nach § 127 AktG brauchen nicht begründet zu werden. Über die in § 126 Absatz 2 

und Absatz 3 AktG genannten Gründe hinaus braucht der Vorstand Wahlvorschläge nicht zugänglich zu machen, 

wenn sie nicht den Namen, den ausgeübten Beruf und den Wohnort der vorgeschlagenen Person (bei juristischen 

Personen die Firma und den Sitz) und im Fall einer Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern Angaben zu deren Mitglied-

schaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten enthalten; Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichba-

ren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen sollen beigefügt werden (vgl. § 127 Satz 3 

AktG i.V.m. § 124 Abs. 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG). Im Übrigen gelten die Voraussetzungen und Rege-

lungen für das Zugänglichmachen von Anträgen entsprechend; insbesondere gelten die oben genannten Ausschluss-

gründe nach § 126 Abs. 2 AktG sowie § 126 Abs. 3 AktG sinngemäß. 

 

 Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach §§ 126, 127 AktG zugänglich zu machen sind, gelten gemäß 

§ 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19 Gesetz als in der Hauptversammlung gestellt, wenn der den Antrag stellende oder den 

Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung angemeldet ist. 

 

 Die diesen Aktionärsrechten zugrundeliegenden Regelungen des Aktiengesetzes lauten wie folgt (mit Ausnahme des 

bereits wiedergegebenen § 126 Abs. 2 und 3 AktG): 

  

§ 126 Abs. 1 AktG 

(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und einer etwaigen Stel-

lungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 genannten Berechtigten unter den dortigen Vo-

raussetzungen zugänglich zu machen, wenn der Aktionär mindestens 14 Tage vor der Versammlung der 

Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten 

Punkt der Tagesordnung mit Begründung an die in der Einberufung hierfür mitgeteilte Adresse übersandt 

hat. Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei börsennotierten Gesellschaften hat das Zugänglich-

machen über die Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt entsprechend. 

 

 § 127 AktG 

Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern gilt § 126 sinn-

gemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet zu werden. Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann 

nicht zugänglich zu machen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Absatz 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 
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Satz 5 enthält. Der Vorstand hat den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern börsenno-

tierter Gesellschaften, für die das Mitbestimmungsgesetz, das Montan-Mitbestimmungsgesetz oder das Mitbestim-

mungsergänzungsgesetz gilt, mit folgenden Inhalten zu versehen: 

1.  Hinweis auf die Anforderungen des § 96 Absatz 2, 

2.  Angabe, ob der Gesamterfüllung nach § 96 Absatz 2 Satz 3 widersprochen wurde und 

3.  Angabe, wie viele der Sitze im Aufsichtsrat mindestens jeweils von Frauen und Männern besetzt 

sein müssen, um das Mindestanteilsgebot nach § 96 Absatz 2 Satz 1 zu erfüllen. 

 

§ 124 Abs. 3 AktG 

(3)  Zu jedem Gegenstand der Tagesordnung, über den die Hauptversammlung beschließen soll, haben der 

Vorstand und der Aufsichtsrat, zur Beschlussfassung nach § 120a Absatz 1 Satz 1 und zur Wahl von Auf-

sichtsratsmitgliedern und Prüfern nur der Aufsichtsrat, in der Bekanntmachung Vorschläge zur Beschluss-

fassung zu machen. Bei Gesellschaften, die kapitalmarktorientiert im Sinne des § 264d des Handelsgesetz-

buchs, die CRR-Kreditinstitute im Sinne des § 1 Absatz 3d Satz 1 des Kreditwesengesetzes, mit Ausnahme 

der in § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 des Kreditwesengesetzes genannten Institute, oder die Versicherungs-

unternehmen im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 der Richtlinie 91/674/EWG sind, ist der Vorschlag des Auf-

sichtsrats zur Wahl des Abschlussprüfers auf die Empfehlung des Prüfungsausschusses zu stützen. Satz 1 

findet keine Anwendung, wenn die Hauptversammlung bei der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern nach § 6 

des Montan-Mitbestimmungsgesetzes an Wahlvorschläge gebunden ist, oder wenn der Gegenstand der Be-

schlussfassung auf Verlangen einer Minderheit auf die Tagesordnung gesetzt worden ist. Der Vorschlag zur 

Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat deren Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort anzuge-

ben. Hat der Aufsichtsrat auch aus Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer zu bestehen, so bedürfen 

Beschlüsse des Aufsichtsrats über Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern nur der Mehrheit der 

Stimmen der Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre; § 8 des Montan-Mitbestimmungsgesetzes bleibt unbe-

rührt. 

 

§ 125 AktG 

(1)  Der Vorstand einer Gesellschaft, die nicht ausschließlich Namensaktien ausgegeben hat, hat die Einberu-

fung der Hauptversammlung mindestens 21 Tage vor derselben wie folgt mitzuteilen:  

 

1.  den Intermediären, die Aktien der Gesellschaft verwahren, 

2.  den Aktionären und Intermediären, die die Mitteilung verlangt haben, und 

3.  den Vereinigungen von Aktionären, die die Mitteilung verlangt haben oder die in der letzten Haupt-

versammlung Stimmrechte ausgeübt haben. 

 

 Der Tag der Mitteilung ist nicht mitzurechnen. Ist die Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 zu ändern, so ist 

bei börsennotierten Gesellschaften die geänderte Tagesordnung mitzuteilen. In der Mitteilung ist auf die 

Möglichkeiten der Ausübung des Stimmrechts durch einen Bevollmächtigten, auch durch eine Vereinigung 

von Aktionären, hinzuweisen. Bei börsennotierten Gesellschaften sind einem Vorschlag zur Wahl von Auf-

sichtsratsmitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten 

beizufügen; Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von 

Wirtschaftsunternehmen sollen beigefügt werden. 

 

(2)  Die gleiche Mitteilung hat der Vorstand einer Gesellschaft, die Namensaktien ausgegeben hat, den zu Be-

ginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung im Aktienregister Eingetragenen zu machen, sowie den 

Aktionären und Intermediären, die die Mitteilung verlangt haben, und den Vereinigungen von Aktionären, 

die die Mitteilung verlangt oder die in der letzten Hauptversammlung Stimmrechte ausgeübt haben. 

 

(3)  Jedes Aufsichtsratsmitglied kann verlangen, dass ihm der Vorstand die gleichen Mitteilungen übersendet. 

 

(4)  Jedem Aufsichtsratsmitglied und jedem Aktionär sind auf Verlangen die in der Hauptversammlung gefass-

ten Beschlüsse mitzuteilen. 

 

(5)  Für Inhalt und Format eines Mindestgehaltes an Informationen in den Mitteilungen gemäß Absatz 1 Satz 1 

und Absatz 2 gelten die Anforderungen der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212. § 67a Absatz 2 

Satz 1 gilt für die Absätze 1 und 2 entsprechend. Bei börsennotierten Gesellschaften sind die Intermediäre, 

die Aktien der Gesellschaft verwahren, entsprechend den §§ 67a und 67b zur Weiterleitung und Übermitt-

lung der Informationen nach den Absätzen 1 und 2 verpflichtet, es sei denn, dem Intermediär ist bekannt, 

http://www.juris.de/jportal/portal/t/2hz8/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR003470951BJNE001004308&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.de/jportal/portal/t/2hz8/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR003470951BJNE001200319&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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dass der Aktionär sie von anderer Seite erhält. Das Gleiche gilt für nichtbörsennotierte Gesellschaften mit 

der Maßgabe, dass die Bestimmungen der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 nicht anzuwenden 

sind. 

 

§ 1 Absatz 2 Satz 3 COVID-19 Gesetz  

 

(2) Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder §127 des Aktiengesetzes zugänglich zu 

machen sind, gelten als in der Versammlung gestellt, wenn der den Antrag stellende oder den Wahlvor-

schlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung angemeldet ist. 

 

 

III. Kein Auskunftsrecht nach § 131 Abs. 1 AktG, Fragerecht nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 COVID-19 Gesetz 

  

 Auf Grundlage von § 1 Abs. 2 COVID-19 Gesetz haben Aktionäre in der virtuellen Hauptversammlung kein Auskunfts-

recht im Sinne des § 131 AktG. Für Aktionäre besteht jedoch die Möglichkeit, Fragen im Wege der elektronischen 

Kommunikation zu stellen. Der Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats entschieden, dass Fragen bis spä-

testens einen Tag vor der Hauptversammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind. Das be-

deutet, dass die Fragen bis spätestens Montag, den 7. Juni 2021, 24:00 Uhr MESZ, unter Nutzung des elektroni-

schen InvestorPortals einzureichen sind. Das InvestorPortal steht unter www.gerresheimer.com/unternehmen/in-

vestor-relations/hauptversammlung zur Verfügung. Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermes-

sen, wie er Fragen beantwortet.  

 

§ 1 Abs. 2 des COVID-19 Gesetzes lautet wie folgt:  

 

§ 1 Abs. 2 COVID-19 Gesetz 

 

(2)  Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer 

Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird, sofern 

 

1.     die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt, 

2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunikation (Briefwahl oder elekt-

ronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung möglich ist, 

3. den Aktionären ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation eingeräumt wird, 

4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in Abweichung von § 245 

Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens in der Hauptver-

sammlung eine Möglichkeit zum Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung ein-

geräumt wird. 

 

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen beantwortet; er kann auch 

vorgeben, dass Fragen bis spätestens einen Tag vor der Versammlung im Wege elektronischer Kommuni-

kation einzureichen sind. Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 des 

Aktiengesetzes zugänglich zu machen sind, gelten als in der Versammlung gestellt, wenn der den Antrag 

stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptver-

sammlung angemeldet ist. 


